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Die Gesellschaft vor gefährlichen 
Straftätern schützen
Volksabstimmung vom 8. Februar 2004 —

i

Bern, 18.11.2003. Das Strafgesetzbuch und die Volksinitiative 

„Lebenslange Verwahrung für nicht therapierbare, extrem gefährliche 

Sexual- und Gewaltstraftäter“ verfolgen das gleiche Ziel. Doch im 

Ergebnis schützt das umfassende Sicherheitskonzept des revidierten 

Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches die Gesellschaft besser vor 

gefährlichen Straftätern als die unvollständige und mit Schwächen 

behaftete Volksinitiative, über die Volk und Stände am 8. Februar 2004 

abstimmen.

Die am 3. Mai 2000 mit 194 390 gültigen Unterschriften eingereichte 

Volksinitiative verlangt, dass extrem gefährliche, nicht therapierbare 

Sexual- und Gewaltstraftäter lebenslang verwahrt werden und keinen 

Hafturlaub bekommen. Entlassungen sollen nur dann geprüft werden, wenn 

neue wissenschaftliche Erkenntnisse belegen, dass der Täter geheilt 

werden kann und künftig für die Gesellschaft keine Gefahr mehr darsteilt.

Umfassendes Konzept statt punktuelle Forderungen

Die punktuellen Forderungen der Initiative gehen kaum über die heutigen 

Regelungen des Strafgesetzbuches hinaus. Zudem bringt die vom 

Parlament bereits verabschiedete Revision des Allgemeinen Teils des 

Strafgesetzbuches eine Reihe von Neuerungen, welche die Gesellschaft 

besser vor gefährlichen Straftätern schützen. Das umfassende Konzept 

des Strafgesetzbuches gewährleistet mehr Sicherheit als die unvollständige 

initiative.
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Alle gefährlichen Täter verwahren

Alle gefährlichen Täter, die schwere Straftaten begangen haben und 

rückfallgefährdet sind, können gemäss Strafgesetzbuch -  wenn nötig 

lebenslang -  verwahrt werden. Die Initiative erfasst nur eine Minderheit der 

gefährlichen Straftäter: Nur die psychisch gestörten, jedoch nicht 

therapierbaren extrem gefährlichen Sexual- und Gewaltstraftäter (gemäss 

Schätzungen von Fachleuten etwa 20 von den heute rund 100 verwahrten 

Tätern) könnten gemäss Initiative verwahrt werden. Einen Hafturlaub 

schiiesst das Strafgesetzbuch zudem nicht nur für verwahrte Täter aus, wie 

dies die Initiative verlangt, sondern für alle gefährlichen Täter, bei denen 

Flucht- oder Wiederholungsgefahr besteht.

Die Entlassung gefährlicher Täter verhindern

Das neue Strafgesetzbuch ermöglicht es den Gerichten, gegenüber Tätern, 

die sich erst im Strafvollzug als gefährlich erweisen, nachträglich eine 

Therapie bzw. eine Verwahrung anzuordnen, wenn die Therapie nicht zum 

Ziel führt. Gemäss Initiative hat die Verwahrung im Grundurteil angeordnet 

zu werden. Erweist sich der Täter im Strafvollzug als gefährlich, muss er 

trotzdem entlassen werden. Die Initiative lässt es ferner zu, dass Täter 

aufgrund von neuen und damit noch nicht bewährten wissenschaftlichen 

Erkenntnissen und Therapien aus der Verwahrung entlassen werden. Sie 

schiiesst deshalb nicht aus, dass Straftäter bereits aus der Verwahrung 

entlassen werden, bevor sie geheilt sind. Was danach mit ihnen geschieht, 

dazu schweigt sich die Initiative aus.

Im Gegensatz zur Initiative sieht das Strafgesetzbuch vor, dass ein 

therapierbarer Täter in einer geschlossenen Einrichtung behandelt werden 

kann. Der ungefährliche Täter wird zudem gemäss Strafgesetzbuch nie 

definitiv, sondern immer mit einer Probezeit aus der Verwahrung oder aus 

einer Behandlung entlassen. Während der Probezeit, die so oft als 

notwendig verlängert wird, kann er nachträglich betreut und überwacht 

werden. Zudem genügt bereits der geringste Hinweis darauf, dass der 

Täter neue Straftaten begehen könnte, damit er in die Verwahrung 

zurückgenommen werden kann.
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Anderseits ist die Initiative vom menschenrechtlichen Standpunkt aus 

fragwürdig. Sie kann dazu führen, dass Täter nicht aus der Verwahrung 

entlassen werden dürfen, obwohl sie nachweislich (z.B. infolge Krankheit 

oder Alter) ungefährlich geworden sind oder einer Therapie in einer 

gesicherten Einrichtung unterzogen werden könnten.

Die Volksinitiative ist unvollständig, unzweckmässig und bietet nur eine 

Scheinsicherheit. Das revidierte Strafgesetzbuch ist die bessere 

Alternative. Aus diesem Grund empfehlen Bundesrat und Parlament, die 

Volksinitiative abzulehnen.

Weitere Auskünfte:

Direktor Heinrich Koller, Bundesamt für Justiz, Tel. 031 /  322 41 01 

Heinz Sutter, Bundesamt für Justiz, Tel. 031 / 322 41 04 

Peter Häfliger, Bundesamt für Justiz, Tel. 031 / 322 41 45
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Rede / Referat

Es gilt das gesprochene Wort

Volksinitiative Lebenslange 

Verwahrung 

Speakingnote für die Pressekonferenz 

vom 18. November 2003

Sehr geehrte Damen und Herren

Der schreckliche Mord am Zollikerberg, der entsetzliche Fall Ferrari 

oder der so genannte fürchterliche Sadique de Romont haben die Öf­

fentlichkeit, die Strafrechtsdiskussion und den Strafvollzug im Verlauf 

der letzten zehn Jahre stark geprägt. Immer wieder tauchte dabei die 

zentrale Frage auf: Hätten diese grässlichen Straftaten nicht verhin­

dert werden können? Was müssen wir vorkehren, damit solche Täter 

nicht weitere Straftaten begehen können?

In jüngster Vergangenheit wurden Straftaten begangen, die uns an­

gesichts der Kaltblütigkeit oder Unbekümmertheit, mit der sie began­

gen wurden, ratlos machen und die Frage aufwerfen, was wir mit 

dem Strafrecht erreichen können. Ich denke dabei an die kaltblütige 

Ermordung eines jungen Mannes durch eine Gruppe junger Leute, 

oder an die beiden Autoraser, welche vor wenigen Tagen den Tod 

eines korrekt fahrenden Autolenkers verursacht haben.
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Fast täglich werden wir mit Meldungen aus dem In- oder Ausland 

konfrontiert, welche uns verunsichern und nach griffigen Massnah­

men rufen lassen.

Die Volksinitiative "Lebenslange Verwahrung für nicht therapierbare, 

extrem gefährliche Sexual- und Gewaltstraftäter" ist daher ohne 

Zweifel Ausdruck einer tiefen und berechtigten Besorgnis vieler Leu­

te.

Persönlich bin ich tief beeindruckt von der Leistung der Initiantinnen. 

Sie haben nicht nur eine eindrückliche Anzahl von Unterschriften ge­

sammelt, sondern mit ihrer Initiative vor allem dazu beigetragen, 

dass das Thema Verwahrung von gefährlichen Straftätern zum er­

sten Mal in einer breiten Öffentlichkeit diskutiert wird.

Wenn ich die Initiantinnen über ihre Schicksale und ihr unendliches 

Leid erzählen höre, verlieren unsere guten sachlichen Argumente 

etwas von ihrer Durchschlagskraft.

Ais Gesetzgeber müssen wir aber - das ist unser Auftrag - kühlen 

Kopf bewahren, auch angesichts kaum fassbarem menschlichem 

Schicksal.

Der Bundesrat teilt im Grundsatz das Anliegen der Initiantinnen. Und 

weil wir das gleiche Ziel haben, haben wir zuhanden des Parlaments 

sachgerechte, klare und umfassende Lösungen zum Schutz der Ge­

sellschaft entworfen. Wir haben deshalb im Rahmen der Revision 

des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches zahlreiche Neuerun­

gen zum Schutze der Öffentlichkeit vor gefährlichen Tätern vorge­

schlagen, so unter anderem eine neue Form der lebenslangen Ver­

wahrung. Denn die Öffentlichkeit vor gefährlichen Straftätern zu 

schützen, ist ein absolut vorrangiges Ziel unseres Staates, das Bun­

desrat und Parlament sehr ernst nehmen.
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Wie gesagt: Auch wenn es vor dem Hintergrund der schrecklichen 

Taten und grossen Leids, das Auslöser der Volksinitiative war, 

schwierig ist, gegen diese Initiative anzutreten, tun wir es dennoch 

mit Überzeugung.

Der Bundesrat hat sich eingehend mit der Initiative auseinanderge­

setzt und ist -  wie nach ihm auch die grosse Mehrheit des Parla­

ments - zum Schluss gekommen, dass die Initiative ihrem Anspruch

- die Gesellschaft vor gefährlichen Straftätern wirksam zu schützen - 

nicht gerecht wird.

Sie ist unvollständig: Zum Beispiel sieht sie eine Verwahrung le­

diglich für Straftäter mit psychischer Störung vor, die nicht behan­

delt werden kann. Gefährliche Straftäter ohne eine solche Störung 

gibt es jedoch ebenso oft. Deren Verwahrung sieht die Initiative 

nicht vor.

Die Initiative ist unzweckmässig: Nach der Initiative können neue 

Gutachten für die Aufhebung der Verwahrung nur erstellt werden, 

wenn durch "neue wissenschaftliche Erkenntnisse" erwiesen ist, 

dass der Täter geheilt werden kann. Dieses Vorgehen ist riskant, 

denn neue Therapiemethoden sind in der Regel noch umstritten 

und in der Praxis wenig erprobt.

Sie respektiert die Grundwerte nicht: Es besteht die Gefahr, dass die 

von der Initiative angestrebte "Null-Risiko-Politik" zu einer Art von 

"Null-Chancen-Politik" verkommt.
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Indem die Initiative eine periodische Überprüfung der Voraussetzun­

gen der Verwahrung nur noch unter sehr restriktiven Bedingungen 

zulässt, besteht die Gefahr, dass Straftäter einfach "weggesperrt" 

und vergessen werden.

Zu einer solchen Praxis aber darf ein Rechtsstaat und ein an den 

Grundsätzen der Menschenwürde orientierter Strafvollzug nicht Hand 

bieten.

Die Menschenwürde jedes Menschen - auch des furchtbarsten Ge­

walttäters - muss in einem Rechtsstaat unantastbar bleiben.

Aus der Menschenwürde resultieren die Menschenrechte: Sie sind 

das Fundament eines freiheitlichen und demokratischen Staates.

Das muss bei allen Gesetzen unser Massstab sein - und bleiben.

Ich weiss, dass dies im Zusammenhang mit Menschen, die das Le­

ben anderer mit Füssen getreten und beschmutzt haben, ein fast un­

erträglicher Gedanke ist.

Dennoch müssen wir an ihm festhalten, wenn wir glaubwürdig blei­

ben wollen.

Nicht alle Täter, die ein schweres Verbrechen begangen haben, sind 

oder bleiben für immer rückfallgefährdet. In jenen Fällen aber, in de­

nen mit grösser Sicherheit anzunehmen ist, dass ein Täter keine Ge­

fahr mehr für die Allgemeinheit darstellt, darf ihn der Staat nicht län­

ger einsperren, als die der Schuld angemessene Strafe dauert.

Ein weiteres - vielleicht das wichtigste - Argument zur Ablehnung der 

Initiative liegt darin, dass das Parlament mit der Revision des Allge­

meinen Teils des Strafgesetzbuches ein umfassendes Paket von Si­

cherheitsmassnahmen zum Schutze der Öffentlichkeit vor gefährli­

chen Tätern verabschiedet hat.
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Insbesondere ist die vorgesehene neue Form der Verwahrung viel 

umfassender als diejenige, welche die Initiative vorschlägt:

- Sie ist nicht nur für gefährliche Sexual- und Gewaltstraftäter vorge­

sehen, sondern kann gegenüber allen Straftätern angeordnet wer­

den, die schwere Taten begangen haben, und bei denen die Gefahr 

eines Rückfalls besteht.

- Weil nach neueren Untersuchungen zudem schwere Straftaten 

ebenso oft von psychisch nicht gestörten Personen wie von psy­

chisch kranken Personen begangen werden, soll die neue Verwah­

rung auch für Täter Anwendung finden, die keine psychische Störung 

im Sinne der Psychiatrie aufweisen, aber gleichwohl gefährlich sind.

- Das neue Gesetz ermöglicht es schliesslich, auch einen 

Täter, dessen Gefährlichkeit erst im Strafvollzug erkannt 

wird, nachträglich zu therapieren und ihn zu verwahren, 

wenn die Therapie nicht zum Ziel führt.

Der Bundesrat ist überzeugt, dass wir mit dem neuen Allgemeinen 

Teil des Strafgesetzbuches über das bessere, umfassendere und dif­

ferenziertere Konzept zum Schutz der Bevölkerung vor gefährlichen 

Straftätern verfügen.

Stellen Sie sich vor, bei einer Annahme der Initiative gäbe es das re­

vidierte Strafgesetz nicht.

- Dies wäre ein enormer Rückschritt gegenüber der heutigen Si-
*

tuation.

- Indem wir bei einer allfälligen Annahme der Volksinitiative das 

revidierte StGB trotzdem in Kraft setzen werden, können die 

gröbsten Mängel der Volksinitiative aufgefangen werden - al-
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lerdings nicht alle.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass der Bundesrat für die An­

liegen der Initiantinnen nicht nur grosses Verständnis hat, sondern 

dieselben Ziele verfolgt.

Ich bin jedoch überzeugt, dass mit dem revidierten Strafgesetzbuch 

deren Sorgen besser Rechnung getragen wird, als mit den Mitteln, 

welche die Initiative vorschlägt. Weif diese Mittel zum Teil unzweck­

mässig oder unverhältnismässig sind und letztlich nur eine Scheinsi­

cherheit bieten, lehnt der Bundesrat die Initiative ab.
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Lebenslange Verwahrung - Volksabstimmung vom 8. Februar 2004

Mit der Verschärfung des Strafrechts ist 
die Initiative unnötig geworden
Volksabstimmung vom 8. Februar 2004

Die Volksinitiative "Lebenslange Verwahrung für nicht therapierbare, 

extrem gefährliche Sexual- und Gewaltstraftäter" will für eine Gruppe 

von Tätern eine Verwahrung mit restriktiven Entlassungsbedingungen 

einführen:

• Eine Entlassung soll nur geprüft werden, wenn durch neue 

wissenschaftliche Erkenntnisse nachgewiesen ist, dass der Täter 

geheilt werden kann und künftig für die Allgemeinheit keine Gefahr 

mehr darstellt.

• Die Initiative schliesst jede vorzeitige Entlassung und jeden Urlaub aus.

• Die Initiative sieht ferner vor, dass Gutachten zur Beurteilung von 

Sexual- und Gewaltstraftätern immer von zwei voneinander 

unabhängigen Experten zu erstellen sind.

• Schliesslich sollen die Behörden für Rückfälle entlassener Täter
t

verantwortlich gemacht werden können.

Der Bundesrat hat für die Initiative grosses Verständnis, denn sie 

verfolgt berechtigte Anliegen. Sie ist jedoch unvollständig, 

unzweckmässig und schiesst über das Ziel hinaus. Mit der von 

Bundesrat und Parlament beschlossenen Verschärfung des 

Strafgesetzbuches ist sie unnötig geworden. Der Bundesrat lehnt die 

Initiative insbesondere aus folgenden Gründen ab:

• Die Initiative ist unvollständig: Sie weist eine Reihe von 

Schwächen auf. Zum Beispiel sieht sie eine Verwahrung lediglich für 

Straftäter mit psychischer Störung vor. Gefährliche Straftäter ohne 

eine solche Störung gibt es jedoch ebenso oft. Deren Verwahrung 

sieht die Initiative nicht vor.
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• Die Initiative ist unzweckmässig: Nach der Initiative können neue 

Gutachten für die Aufhebung der Verwahrung nur erstellt werden, 

wenn durch "neue wissenschaftliche Erkenntnisse" erwiesen ist, 

dass der Täter geheilt werden kann. Dieses Vorgehen ist riskant, 

denn neue Therapiemethoden sind in der Regel noch umstritten und 

in der Praxis wenig erprobt. Die Initiative würde es erlauben, 

gefährliche Täter auf Grund solcher noch nicht bewährter 

Therapiemethoden aus der Verwahrung zu entlasseji.

• Sie geht einen falschen Weg: Auf Grund der Initiative müssten die 

Strafvollzugsbehörden den Stand der Wissenschaft, das heisst 

namentlich der gerichtlichen Psychiatrie, erforschen und dann 

allenfalls eine Begutachtung anordnen. Dieses Verfahren ist 

kompliziert und nicht notwendig. Um festzustellen, dass ein Täter 

z.B. infolge von Invalidität oder Senilität nicht mehr gefährlich ist, 

braucht es keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse.

• Grundrechte respektieren: Mit der Initiative besteht die Gefahr, 

dass Täter, die nachweislich ungefährlich sind oder einer Therapie in 

einer gesicherten Einrichtung unterzogen werden könnten, nicht aus 

der Verwahrung entlassen werden dürfen. Indem die Initiative die 

Schranke für die Aufhebung der Verwahrung derart hoch ansetzt, 

verletzt sie international verbriefte Grundrechte: Auch wenn zum 

Beispiel ein Täter invalid und damit ungefährlich wird, soll er weiter 

verwahrt werden. Dies ist vom menscheinrechtlichen Standpunkt aus 

fragwürdig.

• Scheinsicherheit: Die Initiative kann das Risiko, das von extrem 

gefährlichen Straftätern ausgeht, nicht reduzieren, weil sie nur einen 

Teil dieser Straftäter erfasst. Diese werden zwar verwahrt; sie 

können aber auf Grund von ungeeigneten Kriterien wieder aus der 

Verwahrung entlassen werden.

Mit dem neuen, revidierten Strafrecht haben Bundesrat und Parlament

eine Alternative vorgelegt, die mehr Sicherheit bietet:

• Umfassendere Verwahrung: Das neue Gesetz sieht eine 

lebenslange Verwahrung nicht nur für extrem gefährliche Straftäter 

vor, sondern für alle Täter, die sehr schwere Taten begangen haben
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und bei denen mit weiteren solchen Taten gerechnet werden muss 

(Art. 64 Abs. 1 nStGB).

• Auch psychisch nicht gestörte Täter: Nicht nur psychisch gestörte 

Täter können verwahrt werden, sondern auch Täter, bei denen eine 

solche Störung nicht im Vordergrund steht (Art. 64 Abs. 1 nStGB).

• Weitergehende Urlaubssperre: Der Urlaub wird im neuen 

Strafgesetzbuch nicht nur für verwahrte Täter ausgeschlossen, 

sondern für alle Täter, bei denen Flucht- oder Rücklallgefahr besteht 

(Art. 84 Abs. 6 in Verbindung mit Art. SO Abs. 4 nStGB).

• Entlassung nur mit Probezeit: Das neue Strafgesetzbuch 

unterbindet nicht nur eine vorzeitige Entlassung, sondern sieht vor, 

dass Täter (die wegen Ungefährlichkeit entlassen werden können) 

nur mit einer Probezeit entlassen werden dürfen, die so oft als nötig 

verlängert werden kann (Art. 64a Abs. 1 und 2 nStGB).

• Nachträgliche Verwahrung: Das neue Gesetz ermöglicht es 

schliesslich, auch einen Täter, dessen Gefährlichkeit erst im 

Strafvollzug erkannt wird, nachträglich zu therapieren und ihn zu 

verwahren, wenn die Therapie nicht zum Ziel führt (Art. 65 in 

Verbindung mit Art. 62c Abs. 4 nStGB).

• Gesamtkonzept: Die Verwahrung ist ferner in ein Gesamtkonzept von 

neuen Schutzmassnahmen eingebettet: Vorgesehen sind unter 

anderem gesicherte Einrichtungen für die Behandlung psychisch 

gestörter gefährlicher Straftäter (Art. 59 Abs. 3 nStGB), strengere 

Entlassungsbedingungen auch für Täter im Strafvollzug (Art. 87 Abs. 3 

nStGB) und eine breitere Abstützung der Prognosen durch 

Fachkommissionen bei allen Tätern, die schwere Straftaten begangen 

haben (Art. 62d Abs. 2, 64b Abs. 2 und 75 nStGB).

Die Haftung der Behörden für Entlassungen aus der Verwahrung wird

bereits durch das Strafgesetzbuch und die Verantwortlichkeitsgesetze des

Bundes und der Kantone gewährleistet.
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a------------------------------------------------------------- --------------------------------------------------------- - Formatiert: Englisch (USA)

Leoenslange Verwahrung - Volksabstimmung vom 8. Februar 2004

Gegenüberstellung der Forderungen der 
Initiative und den Bestimmungen im neuen 
Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches
Volksabstimmung vom 8. Februar 2004

Der Bundesrat hat im Rahmen der Revision des Allgemeinen Teils des 

Strafgesetzbuches die Sicherheifsmassnahmen gegenüber gefährlichen 

Tätern ausgebaut. Er hat die Botschaft zu dieser Revision am 

21. September 1998, noch vor Beginn der Unterschriftensammlung für die 

Volksinitiative "Lebenslange Verwahrung für nicht therapierbare, extrem 

gefährliche Sexual- und Gewaltstraftäter", dem Parlament unterbreitet. Das 

Parlament hat die neuen Bestimmungen am 13. Dezember 2002 

verabschiedet.

Forderungen der Initiative Bestimmungen im neuen AT-StGB

1. Die Initiative will eine 
lebenslange Verwahrung
„einführen.“

Wie bereits die beiden Formen der 
Verwahrung des geltenden Rechts (Art. 42 
und 43 StGB) wird auch die neue 
Verwahrung (Art. 64 nStGB) lebenslang,
d.h. bis zum Tod des Täters, dauern 
können.

Zudem ist für bestimmte Delikte eine 
lebenslange Freiheitsstrafe möglich, die 
bis zum Tod des Verurteilten dauern kann 
(Art. 40 nStGB).

Schliesslich ist eine Behandlung von 
psychisch gestörten Tätern vorgesehen, 
die ebenfalls so lange dauern kann, als sie 
notwendig ist, u.U. lebenslang (Art. 59 
nStGB).
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2. Die lebenslange Verwahrung soll 
für nicht therapierbare, extrem 
gefährliche Sexual- und 
Gewaltstraftäter, bei denen eine 
hohe Rückfallgefahr besteht, 
gelten.

Die Verwahrung gemäss Art. 64 
nStGB ist umfassender als die 
Verwahrung der Initiative.

- Sie ist nicht nur auf Sexual- und 
Gewaltstraftäter beschränkt, sondern 
umfasst alle Personen, die eine Tat 
begangen haben, die mit 10 Jahren 
Freiheitsstrafe oder mehr bestraft 
werden kann und durch die sie 
jemanden schwerbeschädigt haben 
oder schädigen wollten -  sie ist auch 
nicht beschränkt auf «extrem» gefährliche 
Straftäter, sondern richtet sich gegen alle 
gefährlichen Straftäter.

-  Sie setzt keine «hohe Rückfallgefahr» 
voraus, sondern es genügt bereits die 
Gefahr eines Rückfalls (es muss 
allerdings «ernsthaft zu erwarten» sein, 
dass jemand weitere schwere Straftaten 
begeht).

-  Sie umfasst ausdrücklich sowohl 
Straftäter, die eine psychische Störung 
haben, wie auch solche, bei deren 
Straftaten eine solche Störung nicht im 
Vordergrund steht.

3. Die Initiative will eine 
"frühzeitige Entlassung" 
ausschliesen.

II

Nicht nur die «frühzeitige Entlassung», 
sondern auch die unmittelbare definitive 
Entlassung, das heisst eine Entlassung 
ohne Probezeit und ohne die 
Möglichkeit einer nachträglichen 
Betreuung und Überwachung, soll nicht 
mehr möglich sein.

Wer nicht mehr als gefährlich gilt, darf in 
Zukunft nur mehr bedingt aus der 
Verwahrung in die Freiheit entlassen
werden (Art. 64a nStGB). Das heisst, es 
ist in jedem Fall eine Probezeit von 2 bis 5 
Jahren anzusetzen. Für die Dauer der 
Probezeit kann Bewährungshilfe 
angeordnet und können Weisungen erteilt 
werden.

Damit wird gewährleistet, dass in jedem 
Fall eine Nachbetreuung angeordnet 
werden kann. Die Probezeit kann zudem 
so oft verlängert werden, als dies 
notwendig erscheint. Diese Neuerungen 
gelten nicht nur für die Verwahrung,
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sondern sinngemäss für alle stationären 
Massnahmen (vgl. Art. 62-62d nStGBj.

Bei Tätern, die wegen einerschweren 
Straftat verurteilt wurden, kann zudem die 
Probezeit nach der bedingten Entlassung 
so oft verlängert werden, als dies für die 
Nachbetreuung notwendig ist (Art. 62 Abs. 
6, 64a Abs. 2 und sinngemäss Art. 87 Abs. 
3 nStGB).

Ein Rückversetzung in die Verwahrung ist 
schliesslich bereits-möglich, wenn der 
Täter durch sein Verhalten zu erkennen 
gibt, dass er neue Straftaten begehen 
könnte (Art. 64a Abs. 3 nStGB).

4. Für extrem gefährliche Gewalt- 
und Sexualstraftäter soll ein Urlaub 
ausgeschlossen sein.

Der neue AT-StGB schliesst den Urlaub 
für alle Straftäter -  auch die nicht 
gefährlichen -  aus, die sich im Vollzug 
einer Freiheitsstrafe oder einer 
Massnahme (einer therapeutischen 
Behandlung oder der Verwahrung) 
befinden und bei denen Flucht- oder 
Wiederholungsgefahr besteht (Art. 84 
Abs. 6 und 90 Abs. 4 nStGB).

- Urlaube sind jedoch nicht kategorisch 
verboten, weil der Flucht- und 
Wiederholungsgefahr in bestimmten Fällen 
durch (nötigenfalls polizeiliche) Begleitung 
begegnet werden kann.

5. Die Initiative wiil neue 
Sicherheitsschranken für die 
Entlassung eines Täters
einführen: "Nur wenn durch neue, 
wissenschaftliche Erkenntnisse 
erwiesen wird, dass der Täter 
geheilt werden kann und somit 
keine Gefahr mehr für die 
Öffentlichkeit darstellt, können 
neue Gutachten erstellt werden", 
(die eine ailfällige Entlassung 
begründen könnten).

Diese Neuerung ist der 
eigentliche Kern der Initiative.

Das vorgeschlagene Verfahren bei 
der Entlassung von gefährlichen 
Straftätern ist jedoch zu 
kompliziert, unzweckmässig und 
schiesst über das Ziel hinaus. Es 
lässt sich mit der EMRK und mit

Der neue AT-StGB geht (wie das geltende 
Recht) vom Grundsatz aus, dass eine 
Massnahme, für welche die 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt 
sind, aufzuheben ist (Art. 56 Abs. 6 
nStGB).
Die zuständige Behörde prüft auf Gesuch 
hin oder von Amtes wegen, ob und wann 
der Täter aus der Verwahrung bedingt 
entlassen werden kann. Sie beschliesst 
darüber mindestens einmal jährlich, 
erstmals nach Ablauf von zwei Jahren. 
Vorher hört sie den Täter an und holt 
einen Bericht der Leitung der 
Massnahmevollzugseinrichtung oder 
der Strafanstalt ein (Art. 64b Abs. 1 
nStGB).

Die Entscheide über die bedingte 
Entlassung sind gestützt auf eine 
unabhängige sachverständige 
Begutachtung sowie nach Anhörung
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dem Verhältnismässigkeitsprinzip 
nur durch eine sehr weite 
Auslegung des Wortlautes der 
initiative vereinbaren. Die 
Umsetzung der Initiative wird über 
eine Revision des StGB erfolgen 
und eine zweite Form der 
Verwahrung im Sinne der Initiative 
einführen. Diese neuerliche 
Revision des StGB unterstünde 
dem fakultativen Referendum.

Die Sicherheit, die damit erreicht 
werden kann, ist nur eine 
Scheinsicherheit.

einer Kommission aus Vertretern der 
Strafverfolgungsbehörden, der 
Vollzugsbehörden und der Psychiatrie 
zu treffen. Sachverständiger und Vertreter 
der Psychiatrie dürfen den Täter nicht 
behandelt oder in anderer Weise betreut 
haben (Art. 64b Abs. 2 nStGB).

6. Die Initiative verlangt, dass alle 
Gutachten zur Beurteilung der 
Sexual- und Gewaltstraftäter von 
mindestens zwei voneinander 
unabhängigen, erfahrenen 
Fachleuten (...) zu erstellen sind.

- Der neue AT-StGB sieht vor, dass 
'gefährliche Straftäter vor der Anordnung 
einer Massnahme von einem 
unabhängigen Sachverständigen 
begutachtet werden (Art. 56 Abs. 4 
nStGB). Im Hinblick auf die Wahl des 
Vollzugsortes (...) beurteilt zudem eine 
Fachkommission die 
Gemeingefährlichkeit des Täters (Art. 75a 
nStGB). Der Fachkommission gehört 
neben Vertretern der Strafverfolgungs­
und der Strafvollzugsbehörden auch ein 
Vertreter der Psychiatrie an.

- Dasselbe gilt für die bedingte 
Entlassung: Der Entscheid darüber ist auf 
eine unabhängige sachverständige 
Begutachtung abzustützen und nach 
Anhörung einer Fachkommission zu 
treffen. Zudem ist ein Bericht der 
Anstaltsleitung einzuholen.

Der neue AT-StGB sieht vor, dass sich das 
Gericht oder die Entlassungsbehörde auf 
das Gutachten eines unabhängigen 
Sachverständigen stützen. Sollte dieses 
erste Gutachten nicht überzeugend oder 
nicht vollständig sein, so bleibt es ihnen 
unbenommen, weitere Gutachten erstellen 
zu lassen. In der Praxis werden bereits 
heute eher zu viele Gutachten erstellt 
(Grundgutachten, Gegengutachten, 
Obergutachten usw.). Ferner kann die 
zusätzliche Beurteilung durch die 
Fachkommission, in welcher auch ein 
Vertreter der Psychiatrie vertreten ist, als 
zweites Gutachten gewertet werden.
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7. Die Haftung für einen Rückfall 
des Täters muss von der Behörde 
übernommen werden, die die 
Verwahrung aufgehoben hat.

Aus dem Wortlaut der Initiative geht nicht 
hervor, welche Art der Haftung der 
Behörden für Entlassungen aus der 
Verwahrung die Initiantinnen und Initianten 
vorsehen wollen. Das Bundesrecht 
enthält jedoch in jedem Fall die 
notwendigen strafrechtlichen und 
haftungsrechtlichen Grundlagen.

Wenn man davon ausgeht, dass die 
Initiative eine Kausalhaftung verlangt, so 
werden die Kantone, die das noch nicht 
getan haben, eine solche Haftung 
einführen müssen.

»
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